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nach der AO über die Vergütung der Arbeitsleistungen 
und die Prämiierung Strafgefangener sowie die Zah­
lung von Unterhalt an Unterhaltsberechtigte der Straf­
gefangenen vom 6. April 1972 (GB1. II S. 340) von den 
Strafvollzugsorganen monatlich an die Verklagte — die 
Mutter des Kindes — abgeführt wird.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
In seiner Entscheidung vom 13. November 1973 — 1 ZzF 
17/73 — (NJ 1974 S. 126) hat das Oberste Gericht ausge­
führt, daß die Voraussetzungen für eine Unterhalts­
abänderung in der Regel dann nicht vorliegen, „wenn 
der Verpflichtete z. B. wegen asozialer Lebensweise, 
hartnäckiger Rückfälligkeit oder Verletzung der Unter­
haltspflicht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr verurteilt worden ist“. Die Aufzählung der Delikte, 
die bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen im all­
gemeinen eine Herabsetzung der Unterhaltspflicht aus- 
schließen, ist hier nur beispielhaft erfolgt. Nach An­
sicht des erkennenden Gerichts ist es auch bei einem 
Strafgefangenen, der wegen sexuellen Mißbrauchs sei­
nes Kindes verurteilt wurde, nicht gerechtfertigt, den 
bisher festgelegten Unterhaltssatz herabzusetzen, weil 
mit einer solchen Unterhaltsabänderung der Unter­
haltsberechtigte ein weiteres Mal geschädigt wäre.
Die gegenwärtig verminderte Leistungsfähigkeit des 
Klägers, die u. U. nur vorübergehend sein kann, beruht 
insgesamt auf seinem eigenen Verschulden. Die inso­
weit auflaufenden Unterhaltsrückstände hat er nach 
seiner Strafentlassung zu begleichen.

§ 24 FGB.
Die Möglichkeiten für den Fortbestand der Ehe sind 
insbesondere dann eingehend zu prüfen, wenn Um­
stände erkennen lassen, daß bei einer Ehescheidung die 
Interessen minderjähriger Kinder in einem Maße be­
einträchtigt werden, das über die allgemeinen Aus­
wirkungen einer Ehescheidung hinausgeht (hier: erheb­
liche Belastung des mit dem Erziehungsrecfat für drei 
Kinder zu betrauenden Eltemteils).
BG Cottbus, Urteil vom 15. Juli 1974 - 003 BF 66/74.

Die Parteien sind seit 1964 verheiratet. Sie haben drei 
Kinder, die jetzt 10, 8 und 2 Jahre alt sind. Die Parteien 
leben seit Mai 1974 getrennt.
Der Kläger begehrt die Scheidung der Ehe. Diese habe 
nur am Anfang seinen Erwartungen entsprochen. Die 
Verklagte bewältige die Aufgaben im Haushalt unzu­
länglich, was zu Streitigkeiten zwischen ihnen geführt 
habe. Außerdem gebe es zwischen den Parteien 
Schwierigkeiten bei der Gestaltung ihrer sexuellen Be­
ziehungen. Sie hätten sich dadurch auseinandergelebt. 
Er unterhalte seit Herbst 1971 ein intimes Verhältnis 
zu einer anderen Frau.
Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und aus­
geführt: Sie sehe ihre Ehe nicht als sinnlos an. Es 
treffe nicht zu, daß es erhebliche Schwierigkeiten in der 
Ehe gegeben habe, wenn es auch zu Auseinanderset­
zungen gekommen sei. Die Parteien hätten sich immer 
wieder vertragen. Sie habe noch Zuneigung zum Klä­
ger. Außerdem müsse berücksichtigt werden,' daß die 
drei Kinder noch der Erziehung und - Betreuung durch 
beide Elternteile bedürfen.
Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden 
und das Erziehungsrecht für die drei Kinder der Ver­
klagten übertragen.
Mit der Berufung hat die Verklagte vorgetragen, daß 
das Kreisgericht die Entwicklung und den Zustand der 
Ehe verkannt habe. Insbesondere sei außer acht gelas­
sen worden, daß drei Kinder vorhanden seien. Das 
Kreisgericht sei zu Unrecht davon ausgegangen, daß 
die Verklagte keine Zuneigung zum Kläger mehr emp­

finde. Dafür gebe es keinen Anlaß. Selbst wenn es 
zuträfe, daß sie an der Ehe festhalte, weil sie sich nicht 
in der Lage fühle, mit ihren beruflichen Verpflichtung 
gen, den Kindern und dem Haushalt allein fertigzu­
werden, so spreche das eher gegen als für die Schei­
dung der Ehe.
Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat im Ergebnis seiner Beweisauf­
nahme die Entwicklung und den Zustand der Ehe nicht 
richtig beurteilt und gelangte deshalb fehlerhaft zu der 
Auffassung, daß die Voraussetzungen des § 24 FGB für 
eine Scheidung der Ehe der Parteien vorliegen.
Schon allein der Umstand, daß die Parteien drei Kinder 
im Alter von 10, 8 und 2 Jahren haben, die noch für 
lange Zeit der Erziehung und Betreuung bedürfen, er­
forderte vom Kreisgericht eine sehr sorgfältige Prü­
fung sowohl der Umstände, die die Ehe belasteten, als 
auch der, die die Ehegatten verbanden, soweit sie für 
den Verlauf und die Entwicklung dieser Ehe typisch 
waren. Ferner mußte gewürdigt werden, ob die zur 
Begründung des Scheidungsverlangens vom Kläger vor­
getragenen Fakten wirklich von einem solchen Gewicht 
sind, daß daraus zwingend der Schluß abgeleitet werden 
mußte, die Ehe habe ihren Sinn für die Ehegatten und 
auch für die drei minderjährigen Kinder verloren.
Für die Beurteilung einer solchen Frage können subjek­
tive Auffassungen der Parteien nicht maßgebend sein, 
vielmehr muß anhand objektiver Umstände untersucht 
werden, in welchem Zustand sich die Ehe der Parteien 
gegenwärtig befindet, wobei wegen des Schutzbedürf­
nisses einer Ehe strenge Maßstäbe an ihre Auflösung 
anzulegen sind. Diese Grundsätze, auf die die 5. Plenar­
tagung des Obersten Gerichts vom 13. Dezember 1972 
(vgl. NJ 1973 S. 37 ff.) ausdrücklich hingewiesen hat, 
wurden vom Kreisgericht nicht beachtet. Es gelangte 
daher zu einer Entscheidung, die nicht aufrechterhalten 
werden kann.
Aus der Entwicklung und dem Verlauf der Ehe der 
Parteien ergibt sich, daß sie nicht konfliktlos verlaufen 
ist und es vor allem in den ersten Ehejahren zu Mei­
nungsverschiedenheiten, Streitigkeiten und auch gering­
fügigen tätlichen Auseinandersetzungen gekommen ist, 
die ihre Ursache in unterschiedlichen Auffassungen der 
Parteien vor allem in Fragen der Haushaltsführung hat­
ten. Diese Schwierigkeiten in der Bewältigung der All­
tagsprobleme einer Ehe hat das Kreisgericht überbewer­
tet und dabei nicht genügend beachtet, daß es — wie 
sich aus beiden Parteivernehmungen vor dem Kreis­
gericht ergibt — zwischen den Parteien nach solchen 
Streitigkeiten immer wieder zu einer Aussöhnung ge­
kommen ist. Daß sich diese Streitigkeiten nicht in einem 
solchen Maß, wie der Kläger jetzt behauptet, ehezer­
rüttend ausgewirkt haben, ergibt sich eindeutig aus der 
von ihm bekundeten Tatsache, daß zwischen den Par­
teien bis Anfang 1974 regelmäßig ehelicher Verkehr 
stattgefunden hat. Das läßt die Schlußfolgerung zu, daß 
trotz der Auseinandersetzungen die gefühlsmäßigen 
Bindungen beider Parteien zueinander gefestigt gewe­
sen sind. _
Ihre intimen Beziehungen haben die Parteien erst An­
fang 1974 eingestellt, und zwar insbesondere deshalb, 
weil der Verklagten zu dieser Zeit die Beziehungen des 
Klägers zu Frau G. bekannt wurden. Die Tatsache, daß 
der Kläger seine Beziehungen zu Frau G. mehr als zwei 
Jahre vor der Verklagten verborgen gehalten hat, läßt 
erkennen, daß ihm an einem ungetrübten Verhältnis zu 
seiner Ehefrau und zu seinen Kindern gelegen war und 
daß zumindest bis Anfang 1974 die eheliche Gesinnung 
des Klägers gegenüber der Verklagten noch vorhanden 
war. Alle diese Umstände hat das Kreisgericht unbe­
achtet gelassen.
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